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Meiner  Frau 





Vorwort 
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1985, S. 47 ff.)  konnte allerdings nicht mehr berücksichtigt werden. 

Mein aufrichtiger  Dank gi l t meinem verehrten Lehrer, Herrn Pro-
fessor Dr. Rolf Grawert, für die Unterstützung und Förderung der 
Arbeit während meiner Zeit als Wiss. Mitarbeiter sowie die zuteil-
gewordenen Anregungen und Ratschläge, aber auch für die wissen-
schaftliche Freiheit, die er mir bei der Bearbeitung des Themas gelassen 
hat. Einen besonderen Dank schulde ich auch Herrn Professor  Dr. Peter 
J. Tettinger, der die Erstattung des Zweitgutachtens übernommen 
hat. 

Bei der Erstellung der Reinschrift  und Übertragung des Manuskriptes 
in die vorliegende Druckfassung waren mir Frau Evelyn Feldmann, 
Frau Petra Ohmann-Jamal und meine Frau behilflich, ohne deren 
persönlichen Einsatz der Zeitpunkt der Vorlage und Drucklegung sich 
sicherlich verzögert hätte. 

Schließlich danke ich den Messe- und Ausstellungsgesellschaften 
sowie den am Markt- und Messewesen beteiligten Verbänden für die 
Überlassung von umfangreichem Informationsmaterial,  das ζ. T. Eingang 
in die Bearbeitung gefunden hat. Dem Ausstellungs- und Messe-Aus-
schuß der Deutschen Wirtschaft  und der Hauptvereinigung des ambu-
lanten Gewerbes und der Schausteller gebührt darüber hinaus mein 
Dank, wei l sie die Veröffentlichung  der Arbeit auch finanziell gefördert 
haben. 

Bonn, im Apr i l 1985 
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PrOVGE = Entscheidungen des Preußischen Oberverwaltungs-
gerichts 

P rVB l = Preußisches Verwaltungsblatt 

RdA = Recht der Arbei t 
Rdnr. = Randnummer 
RGZE = Entscheidungen des Reichsgerichts für Zivilsachen 
RP = Rheinland-Pfalz 



Abkürzungsverzeichnis 

Saarl. = Saarland 
SchlH = Schleswig-Holstein 
sog. = sogenannt 
stvo = Straßenverkehrsordnung 

TierseuchG = Tierseuchengesetz 

u. a. = unter anderem 
UWG = Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 

Ver fGH = Verfassungsgerichtshof 
VerwA = Verwaltungsarchiv 
VerwR = Verwaltungsrundschau 
VerwRspr. = Verwaltungsrechtsprechung 
V G = Verwaltungsgericht 
V G H = Verwaltungsgerichtshof 
VGHE = Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs 
vgl. = vergleiche 
Vorbem. = Vorbemerkung 
W D S t R L = Veröffentlichungen  der Vereinigung Deutscher Staats-

rechtslehrer 
VwGO = Verwaltungsgerichtsordnung 
V w V f G = Verwaltungsverfahrensgesetz 

WuV = Wirtschaft  und Verwal tung 

ZHR = Zeitschrift  für das gesamte Handels- und Wirtschafts-
recht 

Ziff . = Zif fer 
ZRP = Zeitschrift  für Rechtspolitik 
z. Zt. = zur Zeit 





Einleitung 

Die Anpassung des Marktrechts 
an die wirtschaftliche Entwicklung — 

die Neufassung der §§ 64 ff·  GewO 

Titel IV der Gewerbeordnung in seiner grundlegenden gesetzlichen 
Neufassung durch das Gesetz vom 5. 7.1976 (BGBl I S. 1773), i n Kraf t 
seit dem 1. 5.1977 (Art. 8 I),1 beschäftigt sich mit den Messen, Ausstel-
lungen, Groß-, Wochen-, Jahr- und Spezialmärkten und den damit ver-
bundenen Rechtsfolgen. I n den Geltungsbereich des Titels IV wurde 
weitgehend auch die Durchführung  von Volksfesten miteinbezogen, 
obwohl sie zum Marktverkehr im eigentlichen Sinn nicht zu rechnen 
ist. Diese Einbeziehung geht auf eine Petition des ambulanten Gewerbes 
und Schaustellergewerbes im Gesetzgebungsverfahren  zurück.2 

Mi t dem Inkrafttreten  im Jahre 1977 wurden Vorschriften  geändert, 
die eine ungewöhnlich lange Tradit ion innerhalb der Gewerbeordnung 
hatten. Die bis dahin geltende Fassung des Titels IV stimmte bereits 
mi t der Grundfassung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen 
Bund vom 21. 6.1869 (BGBl S. 245) überein. Diese wiederum baute auf 
der preußischen Gewerbeordnung aus dem Jahre 1845 auf. I n dieser 
Gestalt war das Marktrecht — von geringen Änderungen abgesehen — 
über hundert Jahre nahezu unverändert geblieben.8 Wesentliche Be-
standteile des Titels IV der Gewerbeordnung in seiner ursprünglichen 
Fassung waren die Erstreckung des Marktverkehrs auf Messen, Wochen-
und Jahrmärkte (§§ 64 I, 65 I a. F. GewO) und die Festlegung ihrer 
Gegenstände (§§ 66, 67 a. F. GewO), die Festsetzung dieser Veranstal-
tungen (§ 65 a. F. GewO) und das Recht des Marktbeschickers, derart 
festgesetzte Veranstaltungen zu besuchen und auf ihnen Waren zu 

1 Weitere Tei l-Novell ierungen erfolgten durch das Änderungsgesetz vom 
12.2.1979 — BGB l I S. 149 (§§ 69 b I I I ; 71 S. 2) und durch das Änderungs-
gesetz vom 25. 7.1984 — BGB l I S. 1008 (§§ 60 a; 60 b; 69 I , 71 b). 

2 Vgl. hierzu die Stellungnahme des Abgeordneten Dr. Schachtschabel  i m 
Bericht und Ant rag des Ausschusses für Wirtschaft  i n BT-Drucks. 7/4846, 
S. 3. 

8 Wesentlichstes Änderungsgesetz bis 1977 war das sog. Vorschaltgesetz 
vom 24. 5.1968 (BGBl I S. 549) m i t der Neufassung der §§ 65, 66, 70 a. F. GewO. 
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kaufen und zu verkaufen, die sog. Marktfreiheit  (§ 64 a. F. GewO). Eine 
Reform der Markt-Vorschriften  war wegen der grundlegenden Ände-
rung der wirtschaftlichen Gegebenheiten des Warenaustausches not-
wendig geworden. Insbesondere die Entwicklung neuer Angebots- und 
Verkaufsformen,  die Mehrstufigkeit  des Verkaufsprozesses  vom Her-
steller über die Einschaltung von Zwischenhändlern zum Verbraucher 
entsprach nicht mehr dem einstigen B i ld des dem Marktverkehr zu-
grunde gelegten Verhältnisses Marktverkäufer  — Marktkäufer.  Der 
Marktverkehr auf behördlich festgesetzten Märkten und Messen war 
weitgehend noch auf die Produktions- und Absatzverhältnisse früherer 
Zeit, nämlich als Absatzeinrichtungen auf der Einzelhandelsstufe, ab-
gestellt.4 Eine Neufassung der Marktvorschriften  war daher von allen 
Seiten für notwendig erachtet worden.5 

Gerade die Bedeutung der Messen und Ausstellungen als Groß-
umschlagplatz von Wirtschaftsgütern  und Wiederverkäuferveranstal-
tungen hatte ständig zugenommen;8 die Industrie- und Mustermessen 
und die Fachausstellungen sind in diesem Zusammenhang zu nennen. 
Insbesondere der Messebegriff,  wie er nunmehr in § 64 GewO legal-
definiert  wird, hatte im Laufe der Zeit erhebliche Bedeutungsänderun-
gen erfahren.  I n früherer  Zeit hatte die Messe die Aufgabe, über-
regional, oftmals international bedeutsamen Handel der Kaufleute und 
Kaufmannsfamilien  untereinander zu ermöglichen. Die Messe war dabei 
der Platz, an dem im Fernhandel erworbene Güter und Waren, Tuche, 
Hölzer, Edelsteine, etc., verkaufsgegenwärtig  umgeschlagen wurden. 
Als die Kaufleute dazu übergingen, konkrete Geschäftsbeziehungen 
anzuknüpfen, und damit nicht mehr auf einen allgemein zugänglichen 
Angebots- und Umschlagplatz angewiesen waren, sondern ihre Geschäfte 
direkt abwickelten, verloren die Messen ihre Bedeutung für den inter-
nationalen Handel mit höherwertigen Gütern. Vor und mit der Ein-
führung der Gewerbeordnung hatten die Messen daher nur noch eine 
Jahrmarkt ähnliche Bedeutung.7 Erst mi t der zunehmenden Industriali-
sierung, im wesentlichen nach dem 1. Weltkrieg,8 wuchs die Bedeutung 
der Messen. Auf ihnen wurden allerdings die Produkte im wesentlichen 
nicht mehr verkaufsgegenwärtig,  sondern nur anhand eines Musters, 

4 Siehe die Gesetzesbegr. zur Neufassung des Titels I V der GewO, B T -
Drucks. 7/3859, S. 1, 9; siehe auch die Gesetzesbegr. zum Vorschaltgesetz vom 
24.5.1968, BT-Drucks. 5/7021; so auch Bender,  in : Landmann/Rohmer, Vor-
bem. 2 vor § 64. 

5 So Müller,  GewA 1976, S. 353; Stober,  Rdnr. 887 ff.  m . w . N. 
β Siehe Gesetzesbegr. zur Neufassung des Titels I V der GewO, BT-Drucks. 

7/3859, zu § 64, S. 10. 
7 So auch Bender,  i n : Landmann/Rohmer, § 64, Rdnr. 4; Scheibe/Hadel, 

Marktwesen, S. 77; Hoff  mann, in : Reuss, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Bd. I , 
S. 398; Loening,  Verwaltungsrecht, S. 15. 

8 Siehe Graf Hue de Grais,  Handbuch, 25. Aufl., S. 620. 
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Kataloges oder Prospektes angeboten und verkauft.  Heute dienen die 
Messen umfassend dem Umsatz der Industrie, des Dienstleistungs-
gewerbes und des Handels. 

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs des Ti te l IV der Gewerbe-
ordnung sollte darüber hinaus auch dem Wettbewerb allgemein und 
der Markttransparenz im Besonderen dienen, da die Märkte im Sinne 
der Gewerbeordnung als offene  Veranstaltungen allen potentiellen 
Bewerbern zugänglich waren und sind und dadurch unmittelbaren 
gegenseitigen Qualitäts- und Preisvergleich ermöglichen.9 

I . Die wirtschaftliche Bedeutung des Marktwesens 

Die wirtschaftliche Bedeutung von Ausstellung, Markt und Volksfest, 
gerade aber die überragende Bedeutung der Messe sollen anhand einiger 
Zahlen verdeutlicht werden. 

9 Ähnl ich Gesetzesbegr. zur Neufassung des Titels I V der GewO, B T -
Drucks. 7/3859, S. 9. 


